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Transparenzoffensive im Parlament 
Offenlegungspjlichten für Lobbyisten und Politiker sollen verschärft werden 

Die Kasachstan-Affäre provoziert 
eine Welle von Vorstössen für 
mehr Transparenz im Polit­
betrieb. Lobbyisten sollen ihre 
Mandate offenlegen und 
Parlamentarier ihre Einkünfte. 

Markus Häjliger, Bern 

Das Parlament soll die Schrauben bei 
den Lobbyisten anziehen- und auch bei 
sich selber. Das verlangen Parlamenta­
rier aus verschiedenen Fraktionen mit 
einer ganzen Serie von parlamentari­
schen Vorstössen. Der Forderungskata­
log umfasst neue und vor allem stren­
gere Regeln für den Umgang mit Lob­
byisten, mit Geldspenden, mit Ein­
ladungen und mit bezahlten Mandaten. 

Allein die SP hat fünf Vorstösse aus­
gearbeitet, die in den letzten Tagen ein­
gereicht wurden oder bis Sessionsende 
eingereicht werden. Weitere Forderun­
gen stammen aber auch aus dem bürger­
lichen Lager- oder sie werden von bür­
gerlichen Politikern mitunterstützt 

Reisekosten selber bezahlen 

Am weitesten geht eine parlamentari­
sche Initiative der SP-Fraktion. Sie will 
alle National- und Ständeräte dazu ver­
pflichten, Transparenz über einen Teil 
ihrer Einkünfte herzustellen. Bereits 
heute müssen die Parlamentarier Ver­
waltungsratsmandate sowie Ämter in 
Verbänden und anderen Interessen-

gruppen offenlegen. Neu sollen sie auch 
die damit verbundenen Einkommen 
publizieren. Explizit von der Forderung 
ausnehmen will die SP Einkünfte <<aus 
beruflichen T ätigkeiten>> . SP-Fraktions­
chef Andy T schümperlin (Schwyz) 
räumt zwar ein, dass die Abgrenzung 
nicht einfach sei. Eine Regelung sei aber 

<<Das Vertrauen 
der Bevölke­
rung in die 
Politik muss 
gestärkt 
werden.>> 

Nadine Masshardt 
Nationalrätin (sp., Bern) 

wichtig. Dass Politiker engen Kontakt 
mit Interessengruppen pflegten, gehöre 
zwar zum System und sei <<kein Skan­
dal>> , sagt T schümperlin. Es gelte aber 
den Eindruck zu vermieden, dass die 
Politik käuflich sei. 

In einem weiteren Vorstoss verlangt 
Nadine Masshardt (sp., Bern), dass Par­
lamentarier Einladungen zu sogenann­
ten Informationsreisen nur noch anneh­
men dürfen, <<sofern die Ratsmitglieder 
die Reisekosten selber bezahlen>> . Zwar 
kennt das Parlament bereits heute eine 
Empfehlung mit exakt diesem Wortlaut, 
doch diese ist nicht verbindlich. In der 
Vergangenheit sind mehrere Fälle pu­
blik geworden, in denen sich Parlamen­
tarier Auslandreisen bezahlen liessen. 
Der zuletzt bekanntgewordene Fall be-

trifft den FDP-Nationalrat Walter Mül­
ler, der sich nach Kasachstan einladen 
liess (NZZ 8. 5. 15). Auch bürgerliche 
Nationalräte haben Masshardts Forde­
rung mitunterzeichnet, so etwa Ruth 
Rumbel (cvp., Aargau), Fathi Derder 
(fdp., Waadt), Lukas Reimann (svp., 
St. Gallen) und Heinz Siegenthaler 
(bdp., Bern). Masshardt glaubt, dass 
eine gesetzliche Reise-Regelung <<das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Poli­
tik stärkt>> . 

Geldspenden publizieren 

In einem weiteren Vorstoss will Mass­
hardt die Parlamentarier dazu verpflich­
ten, Geldspenden ab einem gewissen 
Betrag zu publizieren. Einzelspenden 
sollen ab 5000 Franken offengelegt wer­
den. Bei mehreren Spenden pro Kalen­
derjahr läge die Limite bei 10 000 Fran­
ken. Für diesen Vorstoss, sagt Mass­
hardt, habe sie allerdings keine bürger­
lichen Unterzeichner gefunden. 

Drei weitere Parlamentarier aus drei 
Parteien nehmen nicht die Politiker, 
sondern die Lobbyisten ins Visier. SVP­
Nationalrat Lukas Reimann hat eine 
Motion für ein <<Transparentes Lobby­
register>> eingereicht. Darin sollen alle 
Lobbyisten nicht nur ihre Auftrag­
geber, sondern auch ihre <<Methoden 
und Mittel>> offenlegen. Etwas weniger 
weit geht FDP-Nationalrat Andrea Ca­
roni (Appenzell Ausserrhoden). Er 
verlangt, dass Lobbyisten ihre Mandate 
in einer öffentlichen Liste publizieren 
müssen. SP-Ständerat Didier Berberat 

(Neuenburg) schlägt eine Lösung vor, 
die zwischen denen von Reimann und 
Caroni liegt. 

Ein Mitarbeiter für jeden 

Eine noch weiter gehende Änderung in 
der Parlamentsarbeit verlangt ein über­
parteilich abgestützter Vorstoss, den 
Matthias Aebischer (sp., Bern) initiiert 
hat. Seine parlamentarische Initiative 
verlangt, dass jeder Parlamentarier zu 
maximal 80 Prozent einen persönlichen 
Mitarbeiter anstellen kann. Im Gegen­
zug würde die heutige Entschädigung 
für Personal- und Sachauslagen von 
33 000 auf 10 000 Franken gekürzt. 

Aebischer sagt, viele Parlamentarier 
seien durch die immer komplexere Par­
lamentsarbeit überlastet und überfor­
dert. So erhalte er zum Beispiel täglich 
50 bis 100 E-Mails, die mit seinem Parla­
mentsmandat zusammenhingen und die 
es zu bearbeiten gelte. Dafür fehle die 
Zeit für inhaltliche Arbeit an den Parla­
mentsgeschäften. Nationalräte aus allen 
Fraktionen unterstützen Aebischers 
Forderung: Heinz Brand (svp.), Fathi 
Derder (fdp.), Rosmarie Quadranti 
(bdp.), Francirre John-Calame (gp.) und 
Isabelle Chevalley (glp.). 
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Wie halten es die Lobbyisten in der 
Wandelhalle mit der Transparenz? 
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